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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Im Berichtsjahr wurden vier neue Volksinitiativen eingereicht. Drei davon hatten die
Sicherheitspolitik zum Thema (gegen Kampfflugzeuge von der GSoA ; für eine Reduktion
des Militärbudgets resp. für ein Waffenausfuhrverbot von der SP), ein von den SD
eingereichtes Volksbegehren verlangt eine restriktivere Flüchtlingspolitik. Bei der gegen
den Kauf der F/A-18-Kampfflugzeuge gerichteten Volksinitiative erzielte die GSoA eine
'inoffizielle' Rekordzahl von rund 500 000 Unterschriften. Inoffiziell deshalb, weil die
GSoA aus Zeitgründen – sie wollte ihr Begehren noch vor dem Kaufentscheid des
Nationalrats einreichen – nur 181 707 Unterschriften beglaubigen liess und die
restlichen 320 000 als Petition einreichte. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1992
HANS HIRTER

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Die jährlich von der ETH Zürich und dem Center for Security Studies (CSS) gemeinsam
erstellte Jahresstudie „Sicherheit“ zur Ermittlung der Meinungsbildung in den
Bereichen Aussen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik in der Schweiz lieferte Anfang
2013 verschiedene Befunde, insbesondere hinsichtlich der in der zweiten Jahreshälfte
stattfindenden Volksabstimmung über die Volksinitiative der Gruppe für eine Schweiz
ohne Armee (GSoA) „Ja zur Aufhebung der Wehrpflicht“. 2013 gaben 72% der Befragten
an, die Armee notwendig zu finden und 62% unterstützten die Forderung nach einer
gut ausgerüsteten und gut ausgebildeten Armee. Diese Werte entsprechen den
letztjährigen Ermittlungen. Signifikant hat sich jedoch die Meinung zur Aufhebung der
Wehrpflicht gegenüber dem Vorjahr verändert: Nur noch 33% der Befragten sprachen
sich für eine Abschaffung der Wehrpflicht aus, was einer Abnahme von 15
Prozentpunkten gegenüber dem Vorjahreswert entsprach. Dies war gleichzeitig ein sehr
tiefer Wert, verglichen mit dem langjährigen Mittel. Ausgerechnet im Abstimmungsjahr
genoss das gegenwärtige Wehrmodell damit einen komfortablen Rückhalt in der
Bevölkerung. Damit einher ging eine schwächere Befürwortung einer Berufsarmee im
Vergleich zum Vorjahr (37%, - 6 Prozentpunkte). Die Unterstützung der Milizarmee war
leicht höher als im Vorjahr und wurde von 56% der Befragten angegeben (+ 4
Prozentpunkte). Die Beobachtung der letzten Jahre, dass die 20 bis 29-Jährigen, also
die Kohorte der Wehrpflichtigen, eine Berufsarmee stärker befürworteten als die
übrigen Altersgruppen, bestätigte sich und stand mit 56% auf dem Vorjahreswert. Zum
zweiten Mal (nach 2011) wurde zudem das Vertrauen in eine allfällige Freiwilligenarmee
abgefragt. 2013 gaben 46% an, einer Freiwilligenarmee zu vertrauen (2011: 51%).
Ähnliche Resultate fanden sich bei der Haltung gegenüber alternativen Dienstmodellen.
Die allgemeine Wehrpflicht für Männer, bei welcher dem Dienstpflichtigen eine freie
Wahl zwischen Militär-, Zivil- oder Sozialdienst zugestanden würde, unterstützten 70%.
Eine Ausweitung der Dienstpflicht auf Frauen wurde von 30% (+ 5 Prozentpunkte) und
auf Ausländer von 25% (+ 2 Prozentpunkte) gutgeheissen. Weitere erfasste Meinungen
betrafen die Notwendigkeit der Armee, die Zufriedenheit mit der Armee sowie deren
Vereinbarkeit mit dem Arbeitsleben. Dass die Armee notwendig sei, wird von 72% der
Befragten angegeben, was kaum eine Veränderung gegenüber dem Vorjahr bedeutet.
Die Zufriedenheit mit der Armee blieb mit 6,1 (Skala von 1 bis 10) auf dem Niveau des
Vorjahres (6,2). Hinsichtlich der Vereinbarkeit des Militärdienstes mit dem Arbeitsleben
blieb die positive Wahrnehmung aus der Vorjahresbefragung bestehen: 62% (+ 4
Prozentpunkte) der Befragten betrachteten die Unterstützung der
Militärdienstleistenden durch den Arbeitgeber als gegeben. Der Studie ist insgesamt
auch zu entnehmen, dass sich 89% der Befragten sicher fühlen (- 1 Prozentpunkt). Das
in den letzten Jahren beobachtete, mehrheitlich positive Sicherheitsempfinden zeigte
sich also auch 2013. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) Lit. Linder et al. (2010) Handbuch der eidgenössischen Volksabstimmungen; Wirtschaftsförderung, Initiativen +
Referenden, Zürich 1993. Zu den einzelnen Initiativen siehe die entsprechenden Sachkapitel.
2) Lit. Szvircsev Tresch und Wenger (2013). Sicherheit 2013
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